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Der Parlamentarische Staatssekretär Bonn, den 16. April 1968 

des Bundesministers des Auswärtigen 
L 1-86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Europäische Abkommen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dichgans, 
Dr. Mommer und Genossen 
- Drucksache V/2775 - 


Wir fragen die Bundesregierung: 

Welche Umstände verzögern die Unterzeichnung der europäi- 
schen Abkommen über das Statut der Europäischen Unter- 
nehmen und das Europäische Patentrecht? 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern der Justiz und für Wirtschaft wie 
folgt: 

I. Ein unterzeichnungsreifer Entwurf eines Übereinkommens 
zur Schaffung einer Europäischen Handelsgesellschaft liegt 
bisher nicht vor. Die Bundesregierung strebt jedoch in Ver- 
handlungen, die im Rahmen der im Rat vereinigten Vertre- 
ter der Regierungen der EWG-Mitgliedstaaten in Brüssel 
geführt werden, die baldige Einsetzung einer Arbeitsgruppe 
zur Ausarbeitung eines Statuts für die Europäische Handels- 
gesellschaft und damit eines entsprechenden Übereinkom- 
mens an. Die Einsetzung der Arbeitsgruppe hängt in erster 
Linie von einer Einigung darüber ab, ob die Arbeitsgruppe 
sofort mit der Aufnahme ihrer Arbeiten beauftragt werden 
sollte oder ob es erforderlich ist, vorher gewisse Grundsatz- 
fragen des Statuts (Zugang, Mitbestimmung, obligatorische 
Namensaktien) zu entscheiden. Daneben wird die Frage 
eine Rolle spielen, ob und in welchem Rahmen an den Arbei- 
ten auch zum EWG-Beitritt bereits andere Staaten beteiligt 
werden sollen. 
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II. Europäisches Patent 

Ein unterzeichnungsreifes Abkommen über ein Europäisches 
Patentrecht liegt noch nicht vor. 

Besondere Arbeitsgremien der Regierungen der Sechs haben 
unter Mitwirkung der EWG-Kommission einen ersten „Vor- 
entwurf eines Abkommens über ein Europäisches Patent- 
recht" ausgearbeitet, der 1962 veröffentlicht wurde. Dieser 
erste Vorentwurf ließ jedoch eine Reihe von Grundsatz- 
fragen offen, die im Jahre 1964 den Regierungen der Sechs 
zur Entscheidung unterbreitet wurden. Eine der Grund- 
satzfragen war es, ob ein auf die Bedürfnisse der EWG zu- 
geschnittenes EWG-Patent oder ein internationales Patent 
mit weiteren Mitgliedstaaten geschaffen werden sollte. 

Die Regierungsvertreter der Sechs haben eine Einigung über 
die Grundsatzfragen nicht erzielt. Im Juni 1965 ist daher die 
Behandlung dieser Fragen zeitweise eingestellt worden. 

Seit Mitte 1967 wird versucht, in vorbereitenden Gesprächen 
eine Annäherung der Standpunkte zu erreichen. Nach Ent- 
scheidung der Grundsatzfragen wird der Vorentwurf unter 
fachlichen Gesichtspunkten überarbeitet werden müssen. Es 
ist zu erwarten, daß eine Lösung gefunden wird, der alle 
Beteiligten zustimmen können. 
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